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Wohnen für Behinderte: Bedarf steigt bis 2022 an
2086 zusätzliche Plätze werden benötigt – Sozialressort kann 600 Plätze selbst finanzieren
LINZ. Der Bedarf an Wohnplätzen
für Menschen mit Beeinträchti-
gungwird in den kommenden fünf
Jahren weiter steigen. Soziallan-
desrätin Birgit Gerstorfer (SP) prä-
sentierte gestern die Strategie des
Landes, um den Bedürfnissen ge-
recht zu werden:

4135 Personen leben in Oberös-
terreich in einer für Menschen mit
Beeinträchtigung geeigneten Woh-
nung. Umfasst sind alle Alters-
gruppen.

AufderWartelistestehenaktuell
rund 1000 Personen, die schon
heuer dringend einen Platz benöti-
gen würden. Bis 2022 werden laut
einer Bedarfsprognose 2086 zu-
sätzliche Plätze gebraucht. Ab die-
sem Zeitpunkt sollte es aufgrund

natürlicher Fluktuation keine War-
telisten mehr geben.

Die Schaffung der neuen Plätze
wird rund 67 Millionen Euro kos-
ten, sagt Gerstorfer. Vorausset-
zung ist eine effizientere Verwen-
dungderMittel:DerFokuswirdauf
teilbetreutes sowie begleitetes
Wohnengelegt.VollbetreutesWoh-
nen soll nur noch ein Drittel des
Angebotes ausmachen.

Landeshauptmann sagt Hilfe zu
Die benötigten Plätze sollen stu-
fenweise realisiert werden, da das
Sozialressort den Aufwand nur
zum Teil aus eigener Kraft stem-
menkann:Rund600Plätzekönnen
selbst finanziert werden, 278 da-
von werden bereits umgesetzt.

Gerstorfer kalkuliert zudem mit
600 weiteren Plätzen, die Landes-
hauptmann Thomas Stelzer (VP)
zugesagt hat. Ebenfalls noch nicht
fix sind zehn Millionen Euro, die
der Bund mittels Finanzaus-
gleichsgesetz zur Verfügung stellt
– damit könnten rund 375 weitere
Plätze geschaffen werden. Bleiben
noch 703 benötigte Plätze (Volu-
men: 21,8 Millionen Euro), für die
es noch keine Finanzierung gibt.

Gerstorfer verweist auf die Not-
wendigkeit eines landespoliti-
schen Schulterschlusses, den sie
nach Abschluss ihres Projekts „So-
zialressort 2021+“ im Herbst ein-
fordern werde: „Wir lassen die Be-
troffenen nicht im Regen ste-
hen.“ (prel)Landesrätin Birgit Gerstorfer (Schwarzl)

Bauernbund: Auf
Auer folgt Strasser
WIEN/NÖCHLING. Jetzt ist fix,wasdie
OÖNachrichten als Erste berichtet
haben: Der Bürgermeister der nie-
derösterreichischen Gemeinde
Nöchling, Georg Strasser, wird ab
Ende August Präsident des ÖVP-
Bauernbundes mit österreichweit
mehr als 236.000 Mitgliedern.

Strasser tritt die Nachfolge des
Oberösterreichers Jakob Auer an.
Er bezeichnete die Nominierung
von Strasser als „geordnete Hof-
übergabe“ und „Generationen-
wechsel“. Strasser zeigte sich in ei-
nererstenStellungnahmehochmo-
tiviert: „IchhabeRespektvordieser
Aufgabe.“ Zum neuen ÖVP-Ob-
mann Sebastian Kurz hat er nach
eigenenAngabeneingutesVerhält-
nis: „Ich kenne ihn seit Beginn sei-
ner Karriere.“

Start mit drei Milliarden Euro Schulden
Die Finanzexperten Teodoro Cocca und Wolfgang Baaske legten die „Startbilanz“ des Landes vor
Von Heinz Steinbock

LINZ.Das Sitzungszimmer der Lan-
desregierung war extra ummöb-
liert: Für die Journalisten waren
weiße Stehtische aufgestellt, ihnen
gegenüber postierten sich die bei-
den Finanzexperten, Wirtschafts-
professor Teodoro Cocca von der
Kepler-Uni und Wolfgang Baaske
vom Studienzentrum für interna-
tionaleAnalysenhinter einemRed-
nerpodium. Neben ihnen standen
Landeshauptmann und Finanzre-
ferent Thomas Stelzer, Landes-
hauptmann-Stv. Michael Strugl
(beide VP) und Landeshauptmann-
Stv. Manfred Haimbuchner (FP).

„Alles zusammengerechnet“
Es sollte wohl auch ein optisches
Zeichen der „neuen Finanzpolitik“
sein, die Stelzer angekündigthatte:
eine Null-Neuverschuldungspoli-
tik. Cocca und Baaske hatten den
Auftrag, dafür die „Startbilanz“ zu
erstellen.

Die beiden Experten legten die
Karten auf den Tisch: Oberöster-
reich hat knapp drei Milliarden
Euro Schulden.

„Die Finanzverpflichtungen des
Landes sind in den letzten Jahren
drastisch gestiegen“, kamen sie zu
ihrem Schluss. Das sei die „Kenn-
größe“, sagte Baaske, denn „man
wird sie irgendwann alle zurück-
zahlen müssen“.

Alleine die Finanzschulden im
Kernhaushalt (Ist- und bereits si-
chere Soll-Schulden) betrugen per
31. Dezember 1,471 Milliarden
Euro. Damit haben sie sich seit
2008 mehr als verdreifacht.

Ausgelagerte Schulden
Wesentlich sind aber auch die
Maastricht-Schulden, die auch „au-
ßerbudgetäre Einheiten“ umfas-
sen, also vor allem die Schulden
landeseigener Unternehmen und
Gesellschaften. Mit diesen (1,879
Milliarden Euro) ergibt sich die Ge-
samtverschuldung des Landes von
2,968 Milliarden Euro.

Die hohen ausgelagerten Schul-
den kritisierte ähnlich auch schon
der Landesrechnungshof. Cocca
sagt dazu: „Bereits die Bedeckung
der erwartetenSteigerungsrateder
Finanzverpflichtungenstellt schon
eine bedeutende Herausforderung
dar.“ Wird zusätzlich investiert,
was das Land müsse, um im Wett-
bewerb der Regionen bestehen zu
können, muss der Spielraum im

schaftliche Leistungsfähigkeit und
eine Reformfähigkeit, die sich bei
der Spitalsreform gezeigt habe.
„Unser Schluss: Die Finanzlage ist
zwarsolide,aberes ist jetztdieZeit
für Änderungen“, fasste Cocca zu-
sammen.

Die versprachen die anwesen-
den Landespolitiker. Mit Schulden-
begriffen werde man „nicht mehr
hin und her jonglieren“, sagte Stel-
zer: „Das Land hat drei Milliarden
Euro Schulden. Unser Weg kann
nicht heißen, da noch etwas drauf-
zupacken.“ Und man müsse fest-
stellen, dass „wir in den letzten
Jahren doch über die Verhältnisse
gelebt haben“.

„Bei null anfangen“
Für 2018 sei bereits ein „Zero bud-
geting“ vorgesehen: Alle Ausgaben
müssen neu bewertet und begrün-
det werden.

„Das ist auch ein Thesenpapier“,
verglich Strugl die Expertise mit
den Thesen Martin Luthers. Es sei
„klar, dasswir den Landeshaushalt
nicht fortschreiben können, son-
dern massiv verändern müssen“.
Die Zeit wirtschaftlicher Erholung
sei dafür günstig, „sich zurückzu-
nehmen“. „Die Zeit politischer Ge-
schenke ist vorbei“, sagte Haim-
buchner. ÖVP und FPÖ hätten das
gemeinsameZiel: „ein ausgegliche-
nes Budget.“

Budget deutlich erhöht werden.
Die derzeit erreichte freie Fi-

nanzspitze im Budget (rund neun
Prozent) reicht dazu jedenfalls
nicht. Cocca und Baaske rechnen
mit 150 bis 200Millionen Euro, die
jährlich aus der laufenden Geba-
rung „freigeschaufelt“ werden
müssen – also bei laufenden Aus-
gaben eingespart.

Stärken und Schwächen
Oberösterreich sei „noch“ in einer
Position der Stärke, die Herausfor-
derungen bei entsprechender Bud-
getdisziplin bewältigbar, sagen die
Experten in ihrer Analyse. Noch,
denn die Experten haben eindeuti-
ge Empfehlungen.

Klare Schwerpunkte müssen ge-
setztwerden, Strukturenoptimiert
und „ineffizienter Einsatz“ insbe-
sondere im Förderwesen abge-
schafft werden. Die Finanzschul-
denmüssten „kontinuierlich abge-
baut“ werden. Als Risiken gebe es
„ausufernde Budgets bereits kos-
tenintensiver Aufgabenbereiche“
(genannt wieder einmal Soziales
undGesundheit). „Die strategische
SteuerungundPlanungvonAusga-
ben ist verbesserungswürdig“, sag-
te Cocca. Insbesondere im Bereich
der Förderungen, die nicht einfach
fortgeschrieben werden könnten.
Stärken habe das Land aber auch:
diese seien etwa die volkswirt-

Wirtschaftsexperten und Landes-Spitzenpolitiker: „Startbilanz“ präsentiert Foto: Land OÖ/Stinglmayr

❚ROT UND GRÜN: JA, ABER...

Die Reaktionen der anderen
Landtagsparteien: SPÖ und
Grüne sagten, sie stünden zwar
zu einer nachhaltigen Budget-
politik, versahen dies aber mit
einem großen „Aber“.

❚Der Expertenbericht zeige
„bekannte Schwächen der ÖVP-
Finanzpolitik“ auf, reagierte
SP-Klubobmann Christian Ma-
kor. Einsparungen dürften
„keinesfalls zu Lasten der sozi-
al Schwachen“ erfolgen. Makor
rügte Förderungen etwa für
Denkmalpflege und landwirt-
schaftliche Investitionen. Dass
im SP-geführten Sozialressort
seit Jahren die größten Ausga-
ben anfallen, erwähnte er nicht.

❚ Schuldenbremse klinge gut,
„aber was heißt das?“ fragte
Grünen-Klubobmann Gottfried
Hirz. Man stehe zu einem spar-
samen Umgang mit den vor-
handenen Mitteln, „aber ge-
nauso braucht es einen politi-
schen Spielraum“, insbesonde-
re für Bildung und Investitio-
nen. Er spreche sich gegen eine
„pauschale Kürzung in allen Be-
reichen“ aus.

,,Damit das Land im
internationalen

Vergleich punkten kann,
braucht es
finanzielle
Ressourcen.“
❚ Teodoro Cocca,
Wirtschaftsprofes-
sor an der Kepler-
Uni
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„Die Gesamtschulden sind
dieKenngröße. Siemüssen
irgendwann auch zurück-

gezahlt
werden.“
❚Wolfgang Baaske,
Vorstand im Studi-
enzentrum für in-
ternationale Analy-
senFoto: Land OÖ

„Manmuss feststellen,dass
wir die letzten Jahre doch
über die Verhältnisse
gelebt haben. UnserWeg
kann nicht sein, da noch

eins draufzu-
packen.“
❚ Thomas Stelzer,
Landeshauptmann,
Finanzreferent (VP)
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„Es gibt nichts zu beschön-
igen, aber auch nichts zu
dramatisieren. Doch die
Zeit der politischen

Geschenke ist
vorbei.“
❚Manfred Haim-
buchner, Landes-
hauptmann-Stell-
vertreter (FP)
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Zitiert:Was sagen die Finanz-
experten und die Landespoliti-
ker zur finanziellen Lage
Oberösterreichs


